NPD, NSU: Die neuen aggressiven Formen des Rechtsextremismus
Der neue Rechtsterrorismus erschüttert Deutschland. Nun tauchte die Abschussliste der NSU auf, auf der auch das Trierer Multikulturelle Zentrum und Politiker der Region standen. Doch die Gefahr und Gewalt, die vom rechten Spektrum ausgeht, ist nicht neu. Die Bundestagsabgeordnete Katrin Werner warnt vor der menschenverachtenden Ideologie der Rechtsradikalen schon seit Anbeginn ihres politischen Engagements in Trier. Unverständlich ist für sie, dass gerade die bürgerliche Parteien, das Problem ignorieren und es in Trier als ein One-Man-Show abtun. – Ein Kommentar von Katrin Werner:
Die Präsenz der rechten Szene in Trier nahm in den letzten Monaten zu: Allein drei Demonstrationen seit September fanden statt. Alle drei unter recht fragwürdigen Gründen: Bei der ersten Demonstration solidarisierte sich die rechte Szene mit Safet Babic, der später auf Grund seiner Verurteilung als Mithelfer eines Gewaltverbrechens aus dem Stadtrat ausgeschlossen wurde. Die zweite Demonstration fand gegen Dr. Gregor Gysi statt. Dabei durften rechte Demonstranten mit einem Fackelzug am Tagungsraum der LINKEN vorbeiziehen. Gegendemonstranten fürchteten um ihre körperliche Unversehrtheit, da die Nazis mit ihren Fackeln so nah waren, dass sie beinahe die Haare der Gegendemonstrierenden versengten.
Die letzte und wohl erschreckendste Demonstration fand am 09.11.’11, dem Jahrestag der Reichsprogrom-Nacht statt. Safet Babic verkündete vor der Porta Nigra: „Es ist eine kristallklare Nacht.“, dem folgte die Wiederholung des Satzes: „Es müssen Scherben kaputt gehen.“ Diese an Volksverhetzung grenzende Aussagen zeigen, dass die Nazis den öffentlichen Raum wieder gewinnen wollen und sie zu allem bereit sind. Mit der Abschussliste der NSU und der aufgedeckten Mordserie zeigt sich: Der Rechtsextremismus ist wieder da, brutaler in der Agitation und skrupellos in seinen menschenverachtenden Handlungen, die auch vor kaltblütigen Morden nicht Halt machen.
Umso wichtiger ist es, dass die Politik handelt, mit der Zivilgesellschaft gemeinsam gegen Rassismus, Nationalismus und Rechtsextremismus einsteht. Dabei sind vor allem die bürgerlichen Parteien gefordert. Es geht nicht um Lippenbekenntnisse, es geht um konkretes gesellschaftliches Handeln. Dabei muss sich Frau Ministerin Schröder gefallen lassen, dass sie mit ihren unsäglichen Interviews, in denen sie ausländischen MitbürgerInnen Rassismus und Deutschenfeindlichkeit unterstellt, die rechte Ideologie speist. Dies muss sie einstellen, sich dafür entschuldigen und die Arbeit gegen Rechts voranbringen. Ein erster wichtiger Schritt wäre die Aufhebung der Extremismusklausel. Aber auch in Trier müssen sich die bürgerlichen Parteien CDU und FDP die Frage stellen lassen, wie ernst es ihnen ist, im Kampf gegen rechte Propaganda. CDU und FDP ignorierten in der Vergangenheit die Gefahren rechtsradikalen Denkens und Handelns in Trier und Taten die NPD als One-Man-Show ab. Dies war und ist nicht der Fall. NPD und NSU sind eine organisierte Gefahr für Demokratie, Toleranz und Freiheit. Die bürgerlichen Parteien sind dazu aufgefordert, sich endlich mit dem Problem auseinandersetzen und sich zivilgesellschaftlich zu engagieren.
